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dem Sozlalwesen bZzw eiıner deutlıchen kırchlichen Gesamtauftrag auf dem (Ge- beıtsfelder betreffenden Fragen AUSSCI1-

Verringerung des Engagements eIner- bıet der Carıtas betreffen müßten als det, desto schwıerıger ist s auch, 1m
se1ts und zunehmender Entprofilierung dıe persönlıche Lebensführung der e1IN- eiıner Großorganısatıon W1e dem
1mM Siınne VO  = Entkıirchlichung anderer- zeinen Mıtarbeıiter. Deutschen Carıtasverband, eine oröße-
se1ts sıch tatsächlıc tellt: WIEe viel- Andererseıts kann INan VO eiıner KEındeutigkeıt 1m Selbstbild und -VCI-

Selbstverständnisdebatte des Deut- ständnıs erreichen. Insofern wırdfach behauptet WITd. Grundsätzlich
ırd Ial CS dem kırc  1ICHEN rbeıtge- schen Carıtasverbandes nıcht erwarten, I11Nall wıederum genügen weıte Festle-
Der nıcht verwehren können., estimmte innerkırchlic ausgesprochen kontro- SUNSCH wählen und eıinen gewIlssen
Bedingungen setizen, dıe rTfüllt se1in VOETS diskutierte Fragen eindeutiger Mangel Eindeutigkeıt 1n auf neh-
mMUSSeN, WE Jjemand ıne Beschäfti1- beantworten, als S1e CS 1m kırchliıchen IHNEIMN mussen. Eın möglıches Carıtas-

el der Zukunft wırd schwerlıchSung be1l eiıner kırchlichen Einrichtung Alltag tatsächlıc SInd. Je pluraler und
sucht; dıe rage ist NUTL, welche und ob wıdersprüchlıcher dıe Sıgnale ausfallen, eindeutiger ausfallen können, als dıe

dıe dıe Kırche 1n ıhrer (GGesamtheıtdıese Bedingungen nıcht sehr viel STAT- ırklıchke1i eindeutıg Ist, dıe CS

ker dıe Arbeıt, dıe Konzeption und den zahlreıchen, gerade auch soz1lale ATE schreıiben soll

ach dem nde der Idylle
Polens Katholizısmus sucht e1In Rollenverständnis
Seıt zwel onaten gilt ıIn Oolen ein Abtreibungsgesetz, das die Fristenregelung AU. S

der kommunistischen Feıt UNC. INe enggefafßte Indikationsregelung ersetzl. Die kathaolli-
sche Kırche hat In der langen Diskussion vergeblich versucht, schärfere Bestimmungen
erreichen. Insgesamt steht ihr die „kopernikanische ende  c IM INn einer unverstellten
Wahrnehmung der sakularısıerten Gesellschaft Un einer Neubestimmung iıhrer ıIn e1l-
CN pluralistischen Demokratie noch hevor.

DiIe se1t vier Jahren wıeder mıt wachsender Intensıität geführte schen Entwicklung der selektiven Berıichterstattung der AUS-

Dıskussion über den Schutz des ungeborenen Lebens und ländıschen Presse ausgelhefert erscheınt dıe Januar
dessen rechtliıche Verankerung hat alte ıdeologısche Gräben 1993 VO SeJm verabschıedete, VO der zweıten Kammer des

Parlaments, dem Senat, 29 Januar 1993 für viele überra-wıieder aufgerIissen, dıe 1mM Freiheitskampf der olen In den
sıebziger und achtzıger Jahren als weıtgehend überwunden schend mıiıt eıner Stimme eNnrneı gebillıigte und VO  S Präsıi-
galten. DIe hıstorısche Annäherung zwıschen der ursprünglıch dent atesa Februar 1993 unterschriebene Fassung des
laızıstischen Linken und der Instıitution katholische Kırche Antıabtreibungsgesetzes (vgl Februar 1993, 104) als e1In
hatte der Hıstorıker, Politiker und Publızıst dam Michnik ıeg der finsteren katholischen Reaktıon über dıe Standards
schon 19 ıIn selıner bekannten Abhandlung DE Kırche und einer wertepluralıstischen Gesellschaft und Demokratıe, deren
dıe polnısche Al Von der Konfrontatıon 7U Dıalog“ sıch bıs heute In Europa angeblıch 11UT noch dıe katholıiısche

Kırche rlands mıt Erfolg erwehren kann. el wırd völlıe(polnischsprachige Orıiıginalausgabe: KOSscI1öl, Lewica, Dıalog,
Parıs beschrieben und beschworen als Überwindung des übersehen. dalß Üre dıe ange und fortdauernde Debatte e1-
Antıiklerikalismus der Linken und Lıberalen, der MO das nerseıts dıe katholische Kırche als Institution WIEe auch dıe Ka-
reaktionäre Selbstverständnıis der katholischen Kırche in der tholısche Intellıgenz der längst ällıgen ntellektuelle und
Z/wischenkriegszeit gerechtfertigt schıen, und als (erzwunge- Ööffentlıchen Begründung VO als selbstverständlıch betrachte-

ten Posıtiıonen WIE auch Ortsbestimmung CZWUNSCHne) Überwindung der Gebundenhe1 der Kırche Besıiıtztum
und herrschende Schıchten ırd und andererseıts dıie lıberale Offentlichkeit ZUT Erklärung
ugleic hat dıe Abtreibungsdebatte HCS Überlegungen Z ihrer (srundwerte. uch wırd Zu leicht unberücksichtigt DC-

und Aufgabe der katholischen Kırche 1Im demokratı- lassen, WIE CS 1mM aufTtfe der parlamentarıschen und außerparla-
schen Staat und In eiıner pluralıstıschen Gesellschaft gefÖör- mentarıschen Behandlung der entsprechenden (jesetzesent-
dert. eiıne Dıskussıon, dıe erst nach der Überwindung des würfe Veränderungen und SscChhEeB”LC eiıner vielsa-
Kommunismus In Gang kommen konnte genden mbenennung der ursprünglıch als „Gesetz ZU

Für den „aufgeklärten“ auswärtıgen Beobachter der polnı1- Schutz des empfangenen Lebens“ tiıtuherten Vorlage kam
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Im Julı 1997 Wäal VO Sejm In erster Lesung eıne (Jesetzesvor- enere meılne ich, daß In olen keıine (jefahr eiInes eltan-
lage, dıe wesentlıch VO der hriıstlıch-Nationalen Vereınnti- schauungsstaats To wenngleıch dıe Fehler VO Polıtikern
gung“(ZChN wurde, mıt enrneı 1Ne Sonder- und auch des Klerus viele Mıßverständnisse geschalfen ha-
kommıiıssıon weıtergeleıtet worden, die das allgemeine Ahtret- benZEITGESCHEHEN  Im Juli 1992 war vom Sejm in erster Lesung eine Gesetzesvor-  Generell meine ich, daß in Polen keine Gefahr eines Weltan-  lage, die wesentlich von der „Christlich-Nationalen Vereini-  schauungsstaats droht, wenngleich die Fehler von Politikern  gung“(ZChN) getragen wurde, mit Mehrheit an eine Sonder-  und auch des Klerus viele Mißverständnisse geschaffen ha-  kommission weitergeleitet worden, die das allgemeine Abtrei-  ben ... Im Grunde ist die Kirche heute geschwächt und die  bungsverbot nur für den Fall aufhob, daß das Leben der  Furcht vor dem Weltanschauungsstaat ist grundlos‘“ (Andrzej  Mutter durch die Schwangerschaft unmittelbar gefährdet wä-  Micewski, Rachunek sumienia/Die Rechnung des Gewissens,  re. Außerdem war nicht nur die Bestrafung der die Abtrei-  in: Wprost, Nr. 35; 30.8. 1992).  bung vornehmenden Person, sondern auch der Mutter mit bis  zu zwei Jahren Gefängnis vorgesehen. Der abgelehnte Gegen-  Ärztliche und kirchliche Interventionen  entwurf ließ den Schwangerschaftsabbruch zu, wenn das Le-  ben oder die Gesundheit der Mutter bedroht ist, wenn das  Kind mit ernsten Entwicklungsschäden geboren würde, wenn  Auf seiner Sitzung am 7. Januar 1993 verabschiedete der Sejm  eine Schwangerschaft die Folge einer Vergewaltigung dar-  stellt oder wenn die Frau sich in einer schwierigen materiellen  in dritter Lesung mit deutlicher Mehrheit (213 Ja, 171 Nein,  29 Enthaltungen) ein Gesetz, das die seit 1956 geltende Fri-  Lage befindet.  Obwohl es in Polen politische und gesellschaftliche Kräfte  stenlösung ablöst und weder den Wünschen der „Fundamen-  talisten‘“ noch den Vorstellungen der „Liberalen“ entspricht.  gibt, die eine Fristenregelung fordern, standen in den letzten  Bereits im Dezember 1991 hatte die Delegiertenkonferenz  Monaten doch im wesentlichen die Gesetzesentwürfe für ein  der Ärztekammer einen ärztlichen Ethikkodex verabschiedet,  generelles Abtreibungsverbot (mit einer Ausnahme) und für  der am 3. Mai 1992 in Kraft trat und mit seiner Erlaubnis nur  eine erweiterte Indikationslösung einander gegenüber.  der medizinischen und kriminologischen Indikation im Wider-  Auf der einen Seite fehlte es nicht an Versuchen, die katholi-  spruch zum geltenden Gesetz von 1956 stand, und nunmehr  sche Kirche als uneinsichtig, stur und hartherzig gegenüber  auch zum Gesetz von 1993, das die eugenische Indikation  den Sorgen vieler Mütter anzuprangern und die (national)-ka-  ebenfalls zuläßt. Nach der Verabschiedung des Ehrenkodex  tholischen Parteien vielfach mit Recht einer parteipolitischen  hatte der Bürgerrechtsbeauftragte, Prof. Tadeusz Zielinski,  Profilierung auf Kosten der Betroffenen und letzten Endes  kritisiert, daß damit die Rechtsordnung und Rechtssicherheit  des wohlverstandenen Interesses der Kirche selbst zu ziehen,  in Frage gestellt werde und ein Präzedenzfall für eine Situati-  die in den Parteienkampf hineingezogen wurde. Auf der an-  on geschaffen wurde, in der jede Berufsgruppe Ge- und Ver-  deren Seite waren übereifrige und vielfach eifernde Katholi-  bote erlassen kann, die im Widerspruch zum geltenden Recht  ken am Werk, wenn zum Beispiel versucht wurde, Kinder vor  stehen und in Rechte Dritter eingreifen (vgl. Rzeczpospolita,  der Firmung — unter Drohung des Ausschlusses —- zur Unter-  6.5.1992).  schrift unter eine Petition für ein verschärftes Abtreibungs-  Die Berufung auf das Gebot der Rechtssicherheit und auf den  recht zu zwingen. Ein katholischer Politiker ließ sich dazu her-  Widerspruch des konservativer katholischer Morallehre weit-  ab, Anhänger einer eugenischen Indikation als „Hitlerfaschi-  gehend entsprechenden Ärztekodex zu der bekämpften, aber  sten‘“ zu bezeichnen, andere sahen in einer Straffreiheit des  immerhin weiterhin geltenden Fristenregelung von 1956 ver-  Aborts den Sieg des Antichrist und den nachträglichen Tri-  anlaßte katholisch-nationale Politiker zu dem Vorwurf, hier  umph des Bolschewismus.  werde das christlich-katholische Selbstverständnis der Nation  Katholische Intellektuelle und Publizisten riefen — ohne die  untergraben und das Überleben der antichristlichen, kinder-  mörderischen kommunistischen Ideologie bewiesen. Laut-  öffentliche Unterstützung der polnischen Bischöfe — zu einer  stark wurde der Rücktritt bzw. die Absetzung des Bürger-  Versachlichung der Diskussion auf. Andrzej Micewski, ein  rechtsbeauftragten verlangt.  ehemaliger Berater von Primas Wyszyhski und Primas  Glemp, schrieb im Sommer 1992 — allerdings nicht in einer ka-  Die polnischen Bischöfe hatten in einem am 2. Mai 1992 ver-  tholischen Zeitschrift, sondern in einem politischen Magazin:  öffentlichten Kommunique ihrerseits von neuem das Problem  „In der Frage der Verteidigung des Lebens sehen die Katho-  des rechtlichen Schutzes des ungeborenen Lebens themati-  liken keine Möglichkeit eines Kompromisses. Sie sehen es  siert und beklagten „die zahlreichen Versuche der Manipulie-  jedoch nicht als unabdingbar an, Frauen strafrechtlich zu ver-  rung der öffentlichen Meinung ...“ Diese Manipulationen hat-  ten zum Ziel, aus der ganzen Sache ein Problem der Strafbar-  folgen; dies haben hauptsächlich Politiker, nicht aber die  Bischöfe verlangt. Die Frage des Abbruchs ist wohl in unse-  keit oder Pönalisierung zu machen und die Aufmerksamkeit  rem ganzen Kulturkreis strittig. Man muß sie real sehen ...  von der wesentlichen Aufgabe abzulenken, nämlich das Le-  Gegenwärtig ist wechselseitiges Verständnis am wichtigsten.  bensrecht der ungeborenen Menschen zu garantieren (Wort-  Einerseits für die Verteidigung des Rechts auf Leben, ande-  laut nach: Gazeta Wyborcza, 4.5.1992).  rerseits für die Sorge um ein würdiges Leben, für den Vorrang  Damit verwahrten sich die Bischöfe zwar gegen den parteipo-  des Gewissens gegenüber dem Recht und für die Sorge, daß  litisch motivierten Stil der Auseinandersetzungen und die ein-  die politische Instrumentalisierung der Frage des Lebens ver-  seitige Konzentration auf das Strafrecht, die von den eigentli-  mieden wird.  chen Fragen christlicher Ethik und Morallehre ablenkt und  180 1K 411993Im (Grunde ist dıe Kırche heute geschwächt und dıe
bungsverbot 11UT für den Fall au  o daß das en der Furcht VOI dem Weltanschauungsstaat ist grundlos” (Andrzej
Multter Urc dıe Schwangerschaft unmıiıttelbar gefährdet Wa- MicewsKkı1, achune sumıen1a/Di1e echnung des GewI1ssens,

uberdem Wal nıcht L1UT dıe Bestrafung der dıe Abtre1- In prost, Nr. 3 $ 3().8
bung vornehmenden Person, sondern auch der Multter mıt bIs

Z7WEe]1 Jahren Gefängnı1s vorgesehen. Der abgelehnte egen- Arztliche und kırchliche Interventionenentwurf 1eß den Schwangerschaftsabbruc Z WENN das 1L
ben oder dıe Gesundheit der Mutltter edroht Ist, WEINN das
ınd mıt ernsten Entwicklungsschäden eboren würde, WE Auf selner Sıtzung Januar 1993 verabschıiedete der SeJmeiıne Schwangerschaft dıe olge eiıner Vergewaltigung dar-
stellt Oder ennn dıe TAau sıch In eiıner schwıerıgen materIiellen 1ın drıtter Lesung mıt deutlicher enrneır ( Ja, 1/a Neın,

29 Enthaltungen) e1n Gesetz, das dıe se1t 1956 geltende FTI-
Lage eiınde
Obwohl CS In olen polıtısche und gesellschaftlıche Kräfte stenlösung ablöst und weder den Wünschen der „Fundamen-

talısten“ noch den Vorstellungen der Abiberalen - entspricht.o1bt, dıe iNe Fristenregelung fordern, standen In den etzten Bereıts 1m Dezember 1991 hatte dıe DelegiertenkonferenzOonaten doch 1mM wesentlichen dıe (jesetzesentwürfe für eın der Arztekammer einen ärztlichen Ethikkodex verabschiedet,generelles Abtreibungsverbot (mit eiıner Ausnahme) und für der Maı 19972 In Ta tirat und mıt selner Erlaubnıiıs 1UTrıne erweıterte Indıkationslösung einander gegenüber. der mediızınıschen und krımınologıschen Indıkatıion 1m Wıder-
Auf der einen NSeıte fehlte CS nıcht Versuchen, dıe atholi1- spruch ZA0! geltenden (jesetz VO 1956 stand, und nunmehr
sche Kırche als unemsichtig, STUr und hartherzıg gegenüber auch Z (esetz VO 1993, das dıe eugeniısche Indıkatiıon
den S5orgen vieler Mütter ANZUPTANSCIN und dıe (national)-ka- ebenfalls zuläßt ach der Verabschiedung des hrenkodex
tholiıschen Parteıen vielTIaC mıiıt ec eiıner parteıipolıtischen hatte der Bürgerrechtsbeauftragte, Prof. Tadeusz Zielinskl,
Profilierun auf Kosten der Betroffenen und etzten es krıtisiıert, daß damıt dıe Rechtsordnung und Rechtssicherheıit
des wohlverstandenen Interesses der Kırche selbst zıehen, ın rage gestellt werde und eın Präzedenzfal für eine Situati-
dıe In den Parteienkampf hıneingezogen wurde. Auf der geschaffen wurde, ın der jede Berufsgruppe Ge- und Ver-
deren Seıte übereıifrıge und vielTfac eıfernde Katholı- bote erlassen kann, dıe 1mM Wıderspruch 2A0 geltenden eec
ken Werk, WE Z eıspie versucht wurde, Kınder VOT stehen und ın Rechte Driıitter eingreifen (vgl Rzeczpospolıta,
der Fırmung Drohung des Ausschlusses ZUT nier- 65
chrift eine Petition für eın verschärftes Abtreıbungs- DiIe erufung auf das der Rechtssicherheit und auf den
recht zwingen. FEın katholischer Politıker 1e ß sıch dazu her- Wıderspruch des konservatıver katholischer Morallehre welt-
ab, nhänger einer eugeniıschen Indıkatıon als ıtlerfaschi- gehend entsprechenden Arztekodex der bekämpften, aber
sten  .. bezeichnen. andere sahen In eiıner Straffreiheit des immerhın weıterhın geltenden Fristenregelung VO  — 1956 VC1-

Aborts den Sieg des Antichrist und den nachträglichen 2n nlaßte katholisch-nationale Polıitiker dem V orwurf, hıer
umph des Bolschewısmus. werde das christlich-katholische Selbstverständnis der Natıon
Katholische ntellektuelle und Pu  17Z1sSten riefen ohne dıe untergraben und das Überleben der antıchrıstlichen, kınder-

mörderıschen kommunistischen Ideologie bewlesen. aut-OTIeNTlıche Unterstützung der polnıschen 1SCHNOTIe einer stark wurde der Rücktritt bzw dıe Absetzung des Bürger-Versachlichung der Dıiskussion auf. Andrzej MicewsKklI1, eın rechtsbeauftragten verlangt.ehemalıger Berater VO Prıimas Wyszynski und Prıimas
emp, chrıeb 1m Sommer 19972 allerdings nıcht In eıner ka- DIe polnischen ischöfe hatten ın einem Maı 19972 VCI-

tholıschen Zeıtschrift, sondern In einem polıtıschen Magazın Ööffentliıchten Kommun1que ihrerseıts VO das Problem
„In der rage der Verteidigung des Lebens sehen dıe O- des rec  ichnen Schutzes des ungeborenen Lebens thematı-
en keıne Möglıchkeıit eINes Kompromıisses. SI1e sehen 6S sıert und beklagten „dıe zanireıcnen Versuche der Manıpulıe-
jedoch nıcht als unabdıngbar A Frauen strafrec  ıch 7 VCI- IUNg der Ööffentlıchen Meınung Diese Manıpulatıionen hat-

ten ZA00 Zıel, AUS der SaNZCH aC e1n Problem der trafbar-folgen; dıes haben hauptsächlich Polıtiker, nıcht aber dıe
1SCHNOTEe verlangt. |DJTS rage des TUCNHS ist wohl ın uUNsSCc- keıt Oder Pönalısıerung machen und dıe Aufmerksamkeıt
MSIn SaAaNZCH Kulturkreis strıtt1g. Man muß S1Ee real sehenZEITGESCHEHEN  Im Juli 1992 war vom Sejm in erster Lesung eine Gesetzesvor-  Generell meine ich, daß in Polen keine Gefahr eines Weltan-  lage, die wesentlich von der „Christlich-Nationalen Vereini-  schauungsstaats droht, wenngleich die Fehler von Politikern  gung“(ZChN) getragen wurde, mit Mehrheit an eine Sonder-  und auch des Klerus viele Mißverständnisse geschaffen ha-  kommission weitergeleitet worden, die das allgemeine Abtrei-  ben ... Im Grunde ist die Kirche heute geschwächt und die  bungsverbot nur für den Fall aufhob, daß das Leben der  Furcht vor dem Weltanschauungsstaat ist grundlos‘“ (Andrzej  Mutter durch die Schwangerschaft unmittelbar gefährdet wä-  Micewski, Rachunek sumienia/Die Rechnung des Gewissens,  re. Außerdem war nicht nur die Bestrafung der die Abtrei-  in: Wprost, Nr. 35; 30.8. 1992).  bung vornehmenden Person, sondern auch der Mutter mit bis  zu zwei Jahren Gefängnis vorgesehen. Der abgelehnte Gegen-  Ärztliche und kirchliche Interventionen  entwurf ließ den Schwangerschaftsabbruch zu, wenn das Le-  ben oder die Gesundheit der Mutter bedroht ist, wenn das  Kind mit ernsten Entwicklungsschäden geboren würde, wenn  Auf seiner Sitzung am 7. Januar 1993 verabschiedete der Sejm  eine Schwangerschaft die Folge einer Vergewaltigung dar-  stellt oder wenn die Frau sich in einer schwierigen materiellen  in dritter Lesung mit deutlicher Mehrheit (213 Ja, 171 Nein,  29 Enthaltungen) ein Gesetz, das die seit 1956 geltende Fri-  Lage befindet.  Obwohl es in Polen politische und gesellschaftliche Kräfte  stenlösung ablöst und weder den Wünschen der „Fundamen-  talisten‘“ noch den Vorstellungen der „Liberalen“ entspricht.  gibt, die eine Fristenregelung fordern, standen in den letzten  Bereits im Dezember 1991 hatte die Delegiertenkonferenz  Monaten doch im wesentlichen die Gesetzesentwürfe für ein  der Ärztekammer einen ärztlichen Ethikkodex verabschiedet,  generelles Abtreibungsverbot (mit einer Ausnahme) und für  der am 3. Mai 1992 in Kraft trat und mit seiner Erlaubnis nur  eine erweiterte Indikationslösung einander gegenüber.  der medizinischen und kriminologischen Indikation im Wider-  Auf der einen Seite fehlte es nicht an Versuchen, die katholi-  spruch zum geltenden Gesetz von 1956 stand, und nunmehr  sche Kirche als uneinsichtig, stur und hartherzig gegenüber  auch zum Gesetz von 1993, das die eugenische Indikation  den Sorgen vieler Mütter anzuprangern und die (national)-ka-  ebenfalls zuläßt. Nach der Verabschiedung des Ehrenkodex  tholischen Parteien vielfach mit Recht einer parteipolitischen  hatte der Bürgerrechtsbeauftragte, Prof. Tadeusz Zielinski,  Profilierung auf Kosten der Betroffenen und letzten Endes  kritisiert, daß damit die Rechtsordnung und Rechtssicherheit  des wohlverstandenen Interesses der Kirche selbst zu ziehen,  in Frage gestellt werde und ein Präzedenzfall für eine Situati-  die in den Parteienkampf hineingezogen wurde. Auf der an-  on geschaffen wurde, in der jede Berufsgruppe Ge- und Ver-  deren Seite waren übereifrige und vielfach eifernde Katholi-  bote erlassen kann, die im Widerspruch zum geltenden Recht  ken am Werk, wenn zum Beispiel versucht wurde, Kinder vor  stehen und in Rechte Dritter eingreifen (vgl. Rzeczpospolita,  der Firmung — unter Drohung des Ausschlusses —- zur Unter-  6.5.1992).  schrift unter eine Petition für ein verschärftes Abtreibungs-  Die Berufung auf das Gebot der Rechtssicherheit und auf den  recht zu zwingen. Ein katholischer Politiker ließ sich dazu her-  Widerspruch des konservativer katholischer Morallehre weit-  ab, Anhänger einer eugenischen Indikation als „Hitlerfaschi-  gehend entsprechenden Ärztekodex zu der bekämpften, aber  sten‘“ zu bezeichnen, andere sahen in einer Straffreiheit des  immerhin weiterhin geltenden Fristenregelung von 1956 ver-  Aborts den Sieg des Antichrist und den nachträglichen Tri-  anlaßte katholisch-nationale Politiker zu dem Vorwurf, hier  umph des Bolschewismus.  werde das christlich-katholische Selbstverständnis der Nation  Katholische Intellektuelle und Publizisten riefen — ohne die  untergraben und das Überleben der antichristlichen, kinder-  mörderischen kommunistischen Ideologie bewiesen. Laut-  öffentliche Unterstützung der polnischen Bischöfe — zu einer  stark wurde der Rücktritt bzw. die Absetzung des Bürger-  Versachlichung der Diskussion auf. Andrzej Micewski, ein  rechtsbeauftragten verlangt.  ehemaliger Berater von Primas Wyszyhski und Primas  Glemp, schrieb im Sommer 1992 — allerdings nicht in einer ka-  Die polnischen Bischöfe hatten in einem am 2. Mai 1992 ver-  tholischen Zeitschrift, sondern in einem politischen Magazin:  öffentlichten Kommunique ihrerseits von neuem das Problem  „In der Frage der Verteidigung des Lebens sehen die Katho-  des rechtlichen Schutzes des ungeborenen Lebens themati-  liken keine Möglichkeit eines Kompromisses. Sie sehen es  siert und beklagten „die zahlreichen Versuche der Manipulie-  jedoch nicht als unabdingbar an, Frauen strafrechtlich zu ver-  rung der öffentlichen Meinung ...“ Diese Manipulationen hat-  ten zum Ziel, aus der ganzen Sache ein Problem der Strafbar-  folgen; dies haben hauptsächlich Politiker, nicht aber die  Bischöfe verlangt. Die Frage des Abbruchs ist wohl in unse-  keit oder Pönalisierung zu machen und die Aufmerksamkeit  rem ganzen Kulturkreis strittig. Man muß sie real sehen ...  von der wesentlichen Aufgabe abzulenken, nämlich das Le-  Gegenwärtig ist wechselseitiges Verständnis am wichtigsten.  bensrecht der ungeborenen Menschen zu garantieren (Wort-  Einerseits für die Verteidigung des Rechts auf Leben, ande-  laut nach: Gazeta Wyborcza, 4.5.1992).  rerseits für die Sorge um ein würdiges Leben, für den Vorrang  Damit verwahrten sich die Bischöfe zwar gegen den parteipo-  des Gewissens gegenüber dem Recht und für die Sorge, daß  litisch motivierten Stil der Auseinandersetzungen und die ein-  die politische Instrumentalisierung der Frage des Lebens ver-  seitige Konzentration auf das Strafrecht, die von den eigentli-  mieden wird.  chen Fragen christlicher Ethik und Morallehre ablenkt und  180 1K 411993VO  = der wesentlichen Aufgabe abzulenken, ämlıch das Le-
Gegenwärtig ist wechselseıt1ges Verständnıiıs wıchtıigsten. bensrecht der ungeborenen Menschen garantıeren Wort-
Eıinerseılts für dıe Verteidigung des Rechts auf eDben, ande- aut nach: (jazeta yborcza, 2A5
rerseıts für dıe orge eın würdıges eben, für den Vorrang Damıt verwahrten sıch dıe 1SCHNOTIe Wal den parte1po-
des (JewılsSsens gegenüber dem Recht und für dıe OTgZe, daß ıtısch motivierten St1l1 der Auseıandersetzungen und dıe e1IN-
dıe polıtısche Instrumentalısıerung der rage des Lebens VCI- seıtige Konzentratıiıon auf das Strafrecht, dıie VO den eigentlı-
mıeden ırd chen Fragen chrıistliıcher und Morallehre blenkt und
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zudem dıe katholische Kırche iın dıe Gefahr der Instrumenta- t1ıon gelten konnte beinahe ware dıe soz1lale Indıkatıon
liısıertwerdens geraten 1eß Letzten es konnte sıch dıe VO ena ın den Indıkationskatalog aufgenommen worden.
Kırche 11UT mıt knapper Not DZW. nıcht eindeutig der Versu- Es fehlte L11UT eine Stimme dem kandal
chung entwınden, direkt auf estimmte sıch katholıisch oder Seıt März 1993 werden Abtreibungen ın olen grundsätzlıch
chrıstlıch nennende Parteıen setizen In dem Hırtenwort mıt bıs 7WEe1 Jahren Haftstrafe belegt, wobel allerdings
VO November 1992 werden ausdrücklich dıe Parlamenta- nıcht dıe Frau, sondern der dıe Abtreıibung vornehmende
rier unterstutzt, „dıe sıch für dıe Sıcherstellung der rTeCc  ichen AFZ belangt WITd. ugle1ıc wurden In Abmilderung des (Je-

setzentwurtis der ZCHN und des VO der SonderkommissıonVerteidigung des Lebens jedes empfangenen Kındes einset-
zen  66 (Siowo Powszechne, 30) ICN des Sem empIohlenen außerst restriktiven Entwurfs Wort-

aut In OWO Powszechne, Y O 11.1992) Indıkationen eIN-
ach der Verabschiedung des Gesetzes über Famıiılıenplanung eführt, be1 deren Vorliegen der Arzt keıine Straftat begeht.In Sem Januar 1993 etizten Polıtiıker der LZCHhN und Entsprechen der Abmilderung und des TOTLESIS der
derer sıch chrıstliıch definıerender Parteıen ihre Hoffnungen
auf den als konservatıv geltenden Senat, auf daß der dıe VCI-

Christlich-Nationalen wurde der ursprünglıche ıtel VO „Ge-
sSeiz 2A0 Schutz des empfangenen Lebens  cC In „Gesetz über

aDschıedefe Fassung blehne und sıch der ursprünglichen
Fassung der ZCHhN orlentiere. Diıe katholische Kırche gab Famılıenplanung, den Schutz der menschliıchen Leiıbesfrucht

und dıe Zulässigkeıt der Schwangerschaftsabbruchs“ abgeän-
ZW al verstehen, daß der Se]m mıt der ANSCHOMMENC Re- dertgelung auf dem riıchtigen Wege N verglichen mıt der VO Die älle, In denen der Arzt keine Straftat begeht, sınd fol-
der Sejmmehrheıt abgelehnten erweıterten Indıkationsrege- gende (‚efahr für en oder ernsthafte Bedrohung der (Ge-
lung, wünschte aber mıt den Worten des Primas ausdrück-
lıch eiıne Korrektur G dıe zweıte ammer ardına sundheıt der Multter (medizinısche Indikation), be]l pränatalen

Untersuchungen festgestellte iırreparable Schädigung der ] e1:
emp In der ıtahenıschen katholischen Tageszeıtung „AVVEe-
NITe „ES ist nıcht meıne Aufgabe, Verbesserungen dem besfrucht (eugenische Indikatıion), Schwangerschaft nfolge

VO Vergewaltigung NaC Bestätigung ME den Staatsan-
ext formulhıeren, das Ist aCc der Politiıker Im Senat VCI- wa oder Inzest (kriminologische Indıkatıion). DIe FKın-
suchen dıe Gläubigen (Getreuen), das (jesetz verbessern‘‘. führung eIıner soz1alen Indıkatıon („schwere Lebensbedingun-NaC. (jazeta yborcza, Dl

SCH der Schwangeren oder ihrer Famıilıie“) wurde mıt überra-
Abgesehen VO der ata vereinfachenden Z/uordnung VO

Gläubigen und Kırchentreuen nach ihrer Haltung Z staatlı- schend knapper enrneı 205 196) abgelehnt. Das Vorliegen
eiıner Indıkatiıon muß mıt Ausnahme des Falles VO unmıt-

chen Bestrafung der Abtreıibung, der darın ZU USdTUC telbarer (G‚jefahr für das en der Multter VO WEel Arzten
kommenden, VO der polnıschen Kırchenspitze geförderten, beschemigt werden, dıe allerdings den Abbruch selbst nıcht
Polarısierung In Kırche (als Geme1inschaft verstanden), Polıtıik vornehmen dürfen Pränatale Untersuchungen sınd 1UT be1l
und Gesellschaft ırd ıIn dem Interview für die ıtahenısche Verdacht genetischer chäden der Leibesfrucht zulässıg.Zeıtung auch e1n Realitätsverlust des Priımas sıchtbar, der S1-
cher nıcht den Epıskopat Cın aber der ET der prinzıplellen Straffreiheıt der Tau sıecht das (Gjesetz
/urückhaltung der ügeren das Bıld der Institution athol1- dıe Möglıchkeıt VOILI, daß das Gericht In besonders egründe-
sche Kırche weıthın Befragt nach einem Ende der Idyl- ten Fällen VO einer Bestrafung des Arztes bsehen kann. Ab-
le zwıschen polnıscher Gesellschaft und Kırche, meınte der treibungen sınd se1ıt Inkrafttreten des (Jeset7zes ın Prıvatpra-

XS  Z oder -klınıken verboten S1e dürfen 11UT In ÖöffentliıchenPrımas, daß sıch eigentlich nıchts geändert habe Er sehe
überhaupt keıne großen Veränderungen mıt Ausnahme eiInes Eıinriıchtungen des Gesundheıjtswesens durchgeführt werden.ı ON ı D 8 a i 1 aaı OE 55 a Ea D Bereichs. „nämlıch der Propaganda der Massenmedien‘‘. Flankierende Mahnahmen wurden In das (Gjesetz aufgenom-

INCNMN, dıe ebenso wen12 WIE dıe Indıkationsregelung den

Was 1im esetz steht orstellungen des Epıiskopats WIE der christliıch-nationalen
Polıtıker entsprachen. Der Bıldungsminister ist nunmehr VCI-

pflichtet, In dıe Schulcurricula den Sexualkundeunterricht eIN-
Noch dre1 Tage VOTI der Beratung des (jesetzes 1mM ena VCI- zuführen Eiınbeziehung der „Prinzıpıen eıner bewußten
öÖffentlichte das Pressebüro der Bıschofskonferenz eiıne Kr- und verantwortlichen Elternschafit‘‘, eiıne Formel, dıe VO der
Klärung, In der CS hıeß „Dıe KırcheZEITGESCHEHEN  zudem die katholische Kirche in die Gefahr der Instrumenta-  tion gelten konnte —- beinahe wäre sogar die soziale Indikation  lisiertwerdens geraten ließ. Letzten Endes konnte sich die  vom Senat in den Indikationskatalog aufgenommen worden.  Kirche nur mit knapper Not bzw. nicht eindeutig der Versu-  Es fehlte nur eine Stimme an dem Skandal.  chung entwinden, direkt auf bestimmte sich katholisch oder  Seit März 1993 werden Abtreibungen in Polen grundsätzlich  christlich nennende Parteien zu setzen. In dem Hirtenwort  mit bis zu zwei Jahren Haftstrafe belegt, wobei allerdings  vom 27. November 1992 werden ausdrücklich die Parlamenta-  nicht die Frau, sondern der die Abtreibung vornehmende  rier unterstützt, „die sich für die Sicherstellung der rechtlichen  Arzt belangt wird. Zugleich wurden in Abmilderung des Ge-  setzentwurfs der ZChN und des von der Sonderkommission  Verteidigung des Lebens jedes empfangenen Kindes einset-  zen“ (Stowo Powszechne, 30.11. 1992).  des Sejm empfohlenen äußerst restriktiven Entwurfs (Wort-  laut in: Stowo Powszechne, 27.-29.11.1992) Indikationen ein-  Nach der Verabschiedung des Gesetzes über Familienplanung  geführt, bei deren Vorliegen der Arzt keine Straftat begeht.  in Sejm am 7. Januar 1993 setzten Politiker der ZChN und an-  Entsprechend der Abmilderung und wegen des Protests der  derer sich christlich definierender Parteien ihre Hoffnungen  auf den als konservativ geltenden Senat, auf daß der die ver-  Christlich-Nationalen wurde der ursprüngliche Titel von „Ge-  setz zum Schutz des empfangenen Lebens“ in „Gesetz über  abschiedete Fassung ablehne und sich an der ursprünglichen  Fassung der ZChN orientiere. Die katholische Kirche gab  Familienplanung, den Schutz der menschlichen Leibesfrucht  und die Zulässigkeit der Schwangerschaftsabbruchs“ abgeän-  zwar zu verstehen, daß der Sejm mit der angenommenen Re-  dert.  gelung auf dem richtigen Wege sei — verglichen mit der von  Die Fälle, in denen der Arzt keine Straftat begeht, sind fol-  der Sejmmehrheit abgelehnten erweiterten Indikationsrege-  gende: Gefahr für Leben oder ernsthafte Bedrohung der Ge-  lung, wünschte aber - mit den Worten des Primas — ausdrück-  lich eine Korrektur durch die zweite Kammer. Kardinal  sundheit der Mutter (medizinische Indikation), bei pränatalen  Untersuchungen festgestellte irreparable Schädigung der Lei-  Glemp in der italienischen katholischen Tageszeitung „Avve-  nire“: „Es ist nicht meine Aufgabe, Verbesserungen zu dem  besfrucht (eugenische Indikation), Schwangerschaft infolge  von Vergewaltigung (nach Bestätigung durch den Staatsan-  Text zu formulieren, das ist Sache der Politiker. Im Senat ver-  walt) oder Inzest (kriminologische Indikation). Die Ein-  suchen die Gläubigen (Getreuen), das Gesetz zu verbessern“.  führung einer sozialen Indikation („schwere Lebensbedingun-  (nach: Gazeta Wyborcza, 21.1. 1993).  gen der Schwangeren oder ihrer Familie‘“) wurde mit überra-  Abgesehen von der fatal vereinfachenden Zuordnung von  Gläubigen und Kirchentreuen nach ihrer Haltung zur staatli-  schend knapper Mehrheit (205:196) abgelehnt. Das Vorliegen  einer Indikation muß — mit Ausnahme des Falles von unmit-  chen Bestrafung der Abtreibung, der darin zum Ausdruck  telbarer Gefahr für das Leben der Mutter — von zwei Ärzten  kommenden, von der polnischen Kirchenspitze geförderten,  bescheinigt werden, die allerdings den Abbruch selbst nicht  Polarisierung in Kirche (als Gemeinschaft verstanden), Politik  vornehmen dürfen. Pränatale Untersuchungen sind nur bei  und Gesellschaft wird in dem Interview für die italienische  Verdacht genetischer Schäden der Leibesfrucht zulässig.  Zeitung auch ein Realitätsverlust des Primas sichtbar, der si-  cher nicht den gesamten Episkopat betrifft, aber wegen der  Außer der prinzipiellen Straffreiheit der Frau sieht das Gesetz  Zurückhaltung der Klügeren das Bild der Institution katholi-  die Möglichkeit vor, daß das Gericht in besonders begründe-  sche Kirche weithin prägt. Befragt nach einem Ende der Idyl-  ten Fällen von einer Bestrafung des Arztes absehen kann. Ab-  le zwischen polnischer Gesellschaft und Kirche, meinte der  treibungen sind seit Inkrafttreten des Gesetzes in Privatpra-  xen oder -kliniken verboten. Sie dürfen nur in öffentlichen  Primas, daß sich eigentlich nichts geändert habe. Er sehe  überhaupt keine großen Veränderungen mit Ausnahme eines  Einrichtungen des Gesundheitswesens durchgeführt werden.  f  Bereichs, „nämlich der Propaganda der Massenmedien“.  Flankierende Maßnahmen wurden in das Gesetz aufgenom-  men, die ebenso wenig wie die Indikationsregelung den  Was im neuen Gesetz steht  Vorstellungen des Episkopats wie der christlich-nationalen  Politiker entsprachen. Der Bildungsminister ist nunmehr ver-  pflichtet, in die Schulcurricula den Sexualkundeunterricht ein-  Noch drei Tage vor der Beratung des Gesetzes im Senat ver-  zuführen unter Einbeziehung der „Prinzipien einer bewußten  Öffentlichte das Pressebüro der Bischofskonferenz eine Er-  und verantwortlichen Elternschaft‘“, eine Formel, die von der  klärung, in der es u.a. hieß: „Die Kirche ... bittet die Verant-  konservativen katholischen Sexualmoral abgelehnt wird, da  wortlichen für die Verabschiedung von Gesetzen ... daß sie  sie eine Form von Familienplanung darstellt. (Dazu der als  mannhaft die Rechte jedes Kindes auf Leben vor der Geburt  moderat geltende ZChN-Politiker Stefan Niesiolowski: „Hin-  ohne Rücksicht auf seine Gesundheit, die Umstände der  sichtlich der Sexualaufklärung sehen wir keinen Grund, um  Empfängnis oder die Situation der Eltern verteidigen“ (in:  unter dieser Losung die Demoralisierung zu unterstützen“, in:  Stowo, 27.1.1993). Am Tage der Abstimmung im Senat über  Wprost, 31.5. 1992).  das Gesetz über Familienplanung stattete Kardinal Glemp der  Ferner werden die zuständigen staatlichen und kommunalen  zweiten Kammer einen Besuch ab. Doch, für viele unerwartet  Stellen zur sozialen, medizinischen und juristischen Betreu-  ließ der Senat das Gesetz passieren, und — was als eine Sensa-  ung schwangerer Frauen und zur Gewährleistung des freien  HK 411993 181bıttet dıe Verant- konservatıven katholischen Sexualmoral abgelehnt wiırd, da
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mannhaft dıe Rechte jedes Kındes auf en VOT der (Geburt moderat geltende ZChHN-Politiker Stefan Niesiolowskiı: „Hın-
ohne Rücksicht auf se1ıne Gesundheıt, dıe Umstände der sıchtlıch der Sexualaufklärung sehen WIT keinen run
Empfängnis oder dıe Sıtuation der Eltern verteidigen“ (in dieser Losung dıe Demoralısıerung unterstützen‘,  ..
OWO., Zl K4998) Am Jlage der Abstimmung 1mM NSenat über prost, A
dasGesetz über Famılıenplanung arcıma emp der Ferner werden dıe zuständıgen staatlıchen und kommunalen
zweıten Kammer eınen Besuch ab Doch, für viele unerwartet tellen ZUrL sozlalen, medizınıschen und Jurıstıschen Betreu-
leß der Senat das (Gesetz passıeren, und Was als eiıne Sensa- ung schwangerer Frauen und ZAUT Gewährleistung des ireıen
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ZEITGESCHEHENDer Reichtum schlichter
Menschlichkeit

ION
/ugangs Verhütungsmitteln (!) verpflichtet, wobel dıe SpI-

AERDER rale nach der gesetzliıchen Definıition des empfangenen Le-
bens nıcht als Kontrazeptionsmiıttel zugelassen ırd Sämtlı-
che Anträge auf zusätzlıche materıelle oder SsOz1lale Hılfen füraak Leib  7 al SE Perez alleinstehende oder schlechtsituerte Mültter wurden abge-SE AI E FINV AA S  LEBEN SOLLST Eıinzıg sSınd dıe chulen verpflichtet, schwangeren Schü-
lerınnen Urlaub gewähren und dıe Verschiebung VO Prü-Ostjüdische E r1ahlung‚en {ungen ermöglıchen. Das (Gjesetz nthält auch dıe Ver-mıf Bildern Marı Chagjill pflichtung der zuständıgen staatlıchen und kommunalen
ehörden, kırc  ıchen und anderen nıchtstaatlichen Urganı-
satıonen Ireıen rägern Unterstützung gewähren, WECNN
diıese schwangeren Frauen AA Seıite stehen.

Referendumsforderung, öffentliche Meınung un
verunsıcherte Kırche

Vor der Abstimmung über das eset7 hatte der Sem eiınen
Antrag auftf Durchführung eINes Referendums ZAUUTE Abtrei-
bungsfrage abgelehntZ Stimmen). 1ıne entsprechen-
de: VO Politikern mehrerer Fraktıonen unterstüuützte Bürger-
inıtıatıve, das ‚Gesellschaftlıche Komıiıtee für dıe urch-
führung eiInes Referendums“ hatte innerhalb wenıger Monate

eıne Miıllıon Unterschriften gesammelt, mıt denen S1e für
eın Referendum warb, In dem dıe Olen über dıe Straffreıiheit
der Abtreıibung, nıcht über deren moralısche Bewertung, be-

Volkstümliche und lıebenswerte Isaak Teıib Perez finden ollten In der polarısıerten polıtıschen Landschaft
ostjüdische Erzählungen iın Har- Leben sollst du wurden dıe Referendumsbefürworter VO deren Gegnern als
monı1€e mıiıt poesievollen, C1I- Ostjüdische Erzählungen mMA1Lt Abtreibungsbefürworter bezeıichnet. Mıt der Ablehnung des
gänglichen Bildern VO  =. Marc Bıldern 'VO:'  _ Marc Chagall

120 Sr zahlreiche farbıge Abb., Antrags der Chrıstlıch-Natıionalen, des Zentrums und anderer
Chagall. 29850 SA sıch katholısch bezeichnenden Parteıen qauf Bestrafung der e1-

Fın liebevolles Buch ZUu Ehre Abtreıibung durchführenden Tau W äal CIMn 7/weck der efe-
der Kosen und S: Freude rerand Mrırsci rendumsbefürworter erreıcht.

H4 w 3 N WI \DERihrer Liebhaber P vu fe vn k arı cber
Gertraud Meinel Unabhängıg VO der Bewertung diéses Organgs bleıibt fest-

Rosenwunder zuhalten, da ß sıch dıe Parlamentsmehrheit sowohl mıt iıhrer
2480 S20 O20 Ablehnung eInes Referendums als auch mıt der Abtreıbungs-

regelung selbst 1mM Wıderspruch eıner breıten elnrhneı der
Eın farbenpräch-

tıges Lesebuch, HIN K  \  RL ‚4i Bevölkerung befand ach menNnrIiaAC durchgeführten LePrd-
das VO  —_ der Zeıt sentatıven Meinungsumfragen sprachen sıch weıtgehend kon

der Rıtter erzählt. ungefähr dre1l Viertel der Befragten für e1nNn Referendum
w AUus Ogar dıe nhänger der LZCHhN befürworteten fast 6()n Ar ı Wa Prozent eın Referendum (Rzeczpospolita, S Seıit

FEoa-Marıa Muth WEeI1 Jahren 1e dıe Z/ustimmung für e1ıne 1pDerTale ndıkatiı-
Rıtterleben

vom eden arlinen ” 2480
(I15- DZW Frıstenlösung In der erwachsenen polnıschen evöl-

S SEL DE DLT kerung gleic  eıbend be1 6570 Prozent. Unmittelbar
nach dem etzten Papstbesuc. INn Polen unı durchge-
führte mf{fragen heßen keınerle1 Veränderung In der Eınstel-} Geschichten 4AUS Irland, bebil-

dert mıt exzellenten Farbfotos lung Z Abtreıbungsproblematı erkennen, obwohl der aps
VO  i der „grunen Insel“. sehr euilic ZUT Dıskussion über das ungeborene en Stel-
Frank (C‚onnor lung bezogen hatte (vgl August 1991, 364{1£.).
Iriısche Kindheit

2480 4TE DiIe emoskopı1e oder das zufällige espräc mıt Ral oder
Herrn owalskı, In denen sıch eın bısher INn olen ungekann-HERDER ter Antıklerikalismus „vONn unten  e Bahn brıcht, der nachge-
wiıesenermaßen nıcht VO den Medien und antıkırchliıchen Po-
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ıtıkern und Intellektuellen vorbereıtet wurde, sondern welt- der katholiısche Metaphysıker und ehemalıge Rektor der
gehend das rgebnıs der Selbstdarstellung und Präsenz VON Katholischen Unıiversıtät Lublın, Mieczystaw Krapiec
Kırche 1m polnıschen Alltag und In der Polıtik Ist, kann nıcht ausgeführt: „Das en über CArıstlıche erte 1m polıtıschen
dıe Dıskussion über nhalte VO Polıtıiık und Wertekodizes C1- Dıskurs ist eın furc  arer Miıßbrauch des Wortes, das seıinen
sefzen SI1e welsen mıt ihren eiunden jedoch In aller Radıka- Sinn In der Okonomie oder In der 0g1 hat als konkreter
1ıtÄät und Eındeutigkeıt auf ıne wachsende Kluft In der polnı1- Begrıff. Darum, ennn sıch jemand für se1ıne polıtıschen,
schen Wiırklıchkeıit, dıe das Verhältniıs weıter Kreıise der Be- zeıtwelsen Jeile oder Interessen auf .chrıstlıche erte beruft,
völkerung ihrer polıtıschen Klasse WIEe auch der wırd MIr bel.“ IDiese Außerung las der Universıitätskollege
katholischen Kırche als Institution und Mac  (0)8 eirı VO Professor Krapıiec, der bekannte eologe Wiadystaw
er akzeptiert dıe eNKNel der olen dıe Monopolıisıte- Piwowarskı „mıt oroßer Betroffenheit und Unruhe“ (Lad Nr
TIuUuNg vermeıntlıich chrıstliıcher Polıtik WG eıne bestimmte ZAOMENOIS): Worum geht Ss Professor Pıwowarskı1i? Ihm
Partel, noch stÖößt dıe AaC der katholischen Kırche auf (je- geht dıe „chrıstlıchen Grundwerte‘‘. Und Krapıec
genlıebe. ach mehreren miTragen befürworten / DIS S() geht 6S In seinem Beıtrag eINZIE und leıne dıe phı1lo-
Prozent der erwachsenen Polen einen Rückzug der Kırche AUSs sophısche Betrachtung des egrıiffs erte  c und seıne
der Polıtiık Von dıeser CHNHEen wırd der ırekte polıtısche Relatıon ZUT chrıistlichen elıg10n. Von einem zugegebe-
Einfluß der Kırche als 99. ßu eiIiunden nermaßen „abgehobenen“ Standpunkt AUS krıtisıert

S vermeıntlıich alsche Gleichsetzung VO „ Wiertens mıt
DıIe (Gefahr der Instrumentalısıerung der katholischen Kırche
für dıe parteıipolıtıischen Interessen VO Pohtikern sıch O: der Metaphysık, der messi1anıschen Botschaft VO  = Jesus

Christus.1SC oder chrıstliıch nennender Grupplerungen wırd VO der
Instıtution Kırche ZW al nıcht übersehen. SIie grenzte sıch JE- Vor dıesem ıntergrund ist natürlıch dıe Monopolisierung
doch als Subjekt und zugle1c. Objekt der polıtıschen (Jra- des egriffs „chrıstlıche Werte“ für /wecke VO Politıiıkern
benkämpfe 11UT sporadısch und inkonsequent VO den Vereın- UT pla und falsch Wenn Krapıec sıch auch den
nahmungsversuchen ab Und selten wurde angesıichts der Mißbrauch eINes Wortes wehrt, versichert jedoch
demonstratıven Unterstützung bestimmter Gesetzesinitiati- Ende seiner Ausführungen, dıe Pıwowarsk 1 nıcht zıt1ert: „Das
vecn dıe rage dıskutiert, ob dıe rage der Strafverfolgung und edeute natürlıch nıcht, daß sıch dıe Gesellschaft nıcht nach
prinzıplell der Instrumentalısıerung des Staates ZUT anktıo- den Vorschriften (Wegweıisungen) der elıgıon richten kann,
nıerung katholischer oder chrıistlicher Wertvorstellungen 1mM richten sollte  “ DıIe phılosophische Betrachtung eıgnet sıch e1-
Miıttelpunkt der Ööffentlichen Tätigkeıt und Eınflußnahme der gentlıc nıcht für 1ıne bıllıge Polemik der OC Denn
Kırche stehen sollte, oder ob S1e nıcht angesıichts der feststell- das „Miıßverständnıis“ voll machen oder vielleicht eher dıe
baren Säkularısiıerung der polnıschen Gesellschaft ganz NEUE Verletzung eINes chrıistlıchen (Gebotes begehen, das besagt:
Wege beschreıiten muß, der Verankerung VO  H als WwesentTt- Du sollst keın alsches Zeugni1s ablegen wıder Deınen Ääch-
iıch erkannten ethischen und moralıschen Normen ZUT Wırk- sten, ScCHIL1EeE Pıwowarskı seıne Betrachtungen über CANArıstliıche
amkeıt verhelfen (Grundwerte mıt folgender Sentenz ab rıstlıche und natıo0-

nale Grundwerte“ (was hat das eine mıt dem anderen CI-

mıiıttelt tun, rag da der nıchtpolnısche Chrıst) „werden
Eıne Dıskussion voller Mißverständnisse ÜnNG Kosmopolıten ekämpft und lächerlich gemacht, de-

NS  = sıch auch atfer Krapıec esellt. Als Pole und olı
wırd MIr da 1U WITKI1IC übel‘DIe innerpolnische Dıskussion über dıe olle der katholi1-

schen Kırche ın Staat und Gesellschaft hat eben erst egON- /Zum Ü für dıe polnısche Theologıe und für dıe Kırche
He  S Sıie ırd voraussıchtlich noch schärfer werden, Qua- steht eın ater Krapıec nıcht Nleıine dıe Vereınfacher
lıtät gewınnen und noch ange anhalten. Derzeıt ist S1e voller mıt dem (Jew1lssen da Der Krakauer eologe Jözef
Mißverständnisse, da das /uhören und erstehenwollen des Tischner und der stellvertretende Generalsekretär der Oln1-
Dialogpartners noch unterentwiıckelt ist Stigmatıisıeren ist schen Bıschofskonferenz, Bıschof Tadeusz Pieronek, 11UT

halt leichter als Argumentieren. Leılider 1e auch dıe athol1- Z7Wel CNNECI, en In der etzten Teıt INn der über weıte
sche Kırche, blıeben hre Würdenträger nıcht unbeeılinflußt Strecken VO verschıiedenen Seıten (Kleriker, Polıtiker, Mas-
Von dem polıtıschen Stil, den über vlierz1g re kommunistı- senmedien) nıveaulos geführten Dıiskussion über den alz
sche Herrschaft und totalıtäres Denken In olen hınterlassen und dıe 7Tukunft der Kırche und der elıgıon 1mM demokratı-
haben ber ndlıch nehmen auch dıe katholischen Priester- schen olen mıiıt ihren Beıträgen In den Massenmedien und 1mM
Theologen Ööffentlich der Dıskussion über dıe (Girundwerte kırchliıchen Raum Zeichen gesetztl. ber dıe „kopernikanı-
und deren (Jarantıen In dem NECU aufzubauenden demokratiı- sche nde  c iın der Kırche, dıe Bıschof Pıeronek auf der C1-

schen Staat teıl S1e tun 6S kontrovers, und dıe Dıskussions- sten Sıtzung der I1 Plenarsynode der Katholischen Kırche In
kultur läßt bısweiılen noch wünschen übrıg olen (Oktober 19972 beschwor (vgl L2NLEW N0sow-
Um 1Ur e1In eıspie HEMNEN In einem Beıtrag für dıe War- SKI, In WIEeZ, 2/1992 136—-141), bedartf der offnung und
schauer Wochenzeıtung „Polıtyka" (Nr 48/28.11.1992) hatte des eılıgen (jelstes. Dieter Bingen
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